
 
 
 
 

B E S C H L U S S A U S F E R T I G U N G  

 
 
 
Interkulturelle Öffnung der Verwaltung 
-Antrag der Stadtratsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- 
 
Beratungsabfolge 
 
Sitzung Datum Beschlussqualität 

Stadtrat 28.03.2012 Entscheidung 
 
Antrag: 
 
Vor kurzem hat die Bundesregierung die Erarbeitung eines Nationalen Aktionsplans Integration 
beschlossen, der das Ziel hat, Integration verbindlicher zu gestalten und die Ergebnisse messbar 
zu machen. Den Kommunen kommt innerhalb dieses Prozesses eine besondere Aufgabe zu, ihre 
Verantwortung zur Erhöhung des Anteils von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen mit 
Migrationshintergrund im städtischen Dienst wahrzunehmen. 
 
Wir stellen daher folgenden 
 
Antrag: 
 
1. Die Personalentwicklung der Stadt und ihrer Töchter wird auf die Grundlage eines konkreten, 

überprüfbaren und verbindlichen Integrationsplanes gestellt. 
2. Es werden geeignete Indikatoren zur Überprüfung der Zielerreichung benannt. 
3. Eine Überprüfung der Zielerreichung soll im Abstand von zwei bis drei Jahren in Form eines 

Berichts im Stadtrat erfolgen. 
4. Migranten werden in Stellenausschreibungen direkt mit angesprochen. 
5. Eventuelle Hemmnisse bei der Auswahl und Einstellung sollen abgebaut werden. 
 
 
Beschluss: 
 
Stadtrat vom  28.03.2012 

Mit allen Stimmen: 
Dem Antrag „Interkulturelle Öffnung der Verwaltung“ wird als Prüfungsantrag zugestimmt. 
 
 
 


